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Einfacher Sebauungsplan

^festliches Seevfer* - Seeshaupt

$ 30 n BauGß

Die Gemeinde Seeshaupt erläßt aufgrund

- des I 2 Absatz 1 und der H 9 und 10 des Baugesetzbuches (BaiA)

- des Art. 23 der GemeindeVerordnung für den FreiStaat Bayern (GO)

‘ des Art. 98 der Bayer. Bauor^ng (Bay BO)

* der Verordnung Uber die bauliche Nutzung von Grundstücken

(Baunutzungsverordnung Bau NVO)

* der Planzeichenverordnung (PlanzVo)

diesen

A.

I.

2.

C.

1.

Bebauungsplan als Satzung.

Festsetzung durch Planzeichen

Hab der baulichen Nutzung

1

Baugrenze

2.

Festsetzung durch Text

Maß der baulichen Nutzung

Ergibt sich aus den Baugrenzen« der Zahl der Vollgeschoße und der 
gemäß Punkt 2 festgesetzten Anzahl der Wohneinheiten.

Eine Überschreitung der ßaugrenzen im Sinne des $ 23 Absatz 3 Satz 2 
I ,. " 1 23 Absatz 2 Satz 3 BauNVO ist zulässig für folgende unter- 
geji önete Bauteile und Vorbautrn sowie untergeordnete und unbedeutena«; 
bauliche Anlagen, sufern diese unselbständig sind« vor die Außenwände 
nicht «ent als 1«5 m vortreten und die gesetzlichen Abstandsflache« 
nach der BayBO eingehalten werden: Pfeiler. Gesimse. Dachvorsprünge« 
Blw«ertenst“j , Möuseirgargstreppen. Erker, ßalkone, Pergcjlen« Sicht­
blenden. Veranden, Wintergarten, Emgangsuberdachungen, Windfänge unu

Anzahl der Wohneinheiten

Aus besonderen städtebaulichen Gründen wird die Anzahl der Wohn­
einheiten festgesetzt.
In der Anzahl der hochstzulassioen Wohneinheiten sind Ferienwoh­
nungen sowie Wohneinheiten die durch einen Dachgeschoßausbau mög­
lich werden, enthalten.

f)

9)

h)

Garagen und Stellplätze

Garagen und Stellplätze sind gemäß der Satzung der Gemeinde Sees­
haupt in der jeweiligen Fassung herzustellen. Garagen sind nur 
innerhalb der ßaugrenzen oder der dafür ausgewiesenen Flächen zu­
lässig. Stellplätze sind nicht Innerhalb der gexennzeichneten 
privaten Grünfläche zulässig.
Sei der Errichtung von Stellplätzen Ist auf den Baumbestand Rück­
sicht zu nehmen.
Garagengebaude sind mit DKhform, Dachneigung und Oachdeckung dem 
Hauptgebäude anzugleichen.

Wellblech- und Asbestzementgaragen sind nicht gestattet. Stell- 
platzflächen und private befestigte Flächen sind wasserdurch­
lässig auszubilden. Sie sind in begrünter Bauart (Schotterrasen, 
Rasenfugenpflaster usw.) zu errichten.
Stellplätze dürfen nicht asphaltiert werden.

Lagern« Abstellen

Die Aufstellung von Laaerbehältern für gasförmige oder flüssige
Stoffe, sowie das Lagern von gewerblichen Gut und das Abstellen 
von Wohnwagen im Freien ist nicht gestattet.

Elehälter für die Abfallbeseitigung

E.

1.

2.

3.

4.

5.

Verfehrensveraerke

Auf stel 1ur«9$besch1uß

Vvt gezogene Biirgerbeteil igung 
t 1 Absitz ’

Öffentliche Auslegung 
1 1 Absatz 2 BauGB

Satzungsbeschluß 
BauGB

Prüfung durch da^ 1 anoratsa»*!
< r OauGS

^on:

am: 04.Juli 19%

2;-0?.’996

04.02.1997

Nr.- Biu-zi 
Sb 4ü Ba^hg

bis; ?7.O3.'996

bis;

am ;

vom;

05.03.1997

25.03.1%;

14.05.1997

1 Vollgeschoß als Höchstgrenze, 
Dachgeschoß zulässig

2 Vollgeschoße zwing^. 
Dachgeschoß zulässig

3.

a)

Gestalterische Festsetzungen

Baukörpergrundfora

Bestand:
Bei Um- bzw. Ersatzbaumaßnahmen ist die Grundform des Bestandes 
zu erhalten. Ole Proportionen sind beizubehalten.

Neubauten:
Für Neubauten in Geltungsbereich gilt:

- bei Gebäuden mit Sattel oder Walmdächer muß die Traufseite 
mindestens 1/5 langer sein als die Giebelbreite.

1)

j)

Oie Abfall- bzw. HUlItonnenbehalter müssen entweder in den Ge­
bäuden oder in geschlossenen Tonnenschränken untergebracht werden.
Oie Zielsetzung des neuen Bayerischen Abfallwirtschafts- und Alt­
lastengesetzes sind zu beachten.

Einfriedungen

Einfriedungen sind gemäß der Einfriedungsverordnung der Gemeinde
Seeshaupt m der jeweiligen rassung herzustellen

Grünordnung

6. Ortsübliche Bekanntmachurg 
\ 12 BauGB aa : 22.05.1997

Der Bebauungsplan mit Beg’'undung wird seit diesem ’ag zu der üblichen Oiensi-
stunden im Rathaus zu jedermanns Einsicht oereitgehalte«. Uber de« («•alt 
wird auf Ver^a’-g'r Vis^unft *rtei‘t. Mit der Bekanntmachunq tritt Be­
bauungsplan in «^«ait. Auf die 
hing^^iesc-.

Mit der Bekanntmachung tri 
folgen der H 214 und ?15 BauGB wird

BEBAUUNGSPLAN 
"WESTLICHES SEEUFER''

Baugrenze, Abstarxlsflachen gemäß BayBo
sind bei Neubauten einzuhalten

- bei Gebäuden mit Zeltdächer sind auch quadratische Grundformen 
zulässig.

Die Baumschutzverordnung der Gemeinde Seeshaupt in der jeweiligen 
Fassung ist Bestandteil des Bebauungsplanes.
Bei Neubauten ist mit dem Antrag auf Genehmigung des Einzelbauan­
trages ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan vorzulegen.

1 : 1000

X.

i

X

1

3.

4.

Verkehrsf1ächen
b) Oachform k) Natürlicher Geländeverlauf

t'shduyt .Hai 1

Straßenbegrenzungslinie
Begrenzung sonstiger öffentlicher Verkehrsflächen

Bestand;
Bei Um- bzw. Ersatzbaumaßrrcnmen ist die Oachform und Dachneigung 
des Bestandes beizubehaUen.

Der natürliche (^landeverlauf Ist weitgehenst zu erhalten. 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind unzulässig.

Ort

Öffentliche Verkehrsflache

beschrankt öffentlicher FuS* und Radweg 
(Seepromenade)

Neubauten:
Bei Neubauten sind als Oachform für alle Haupt- und Nebengebäude 
wahlweise Satteldächer, Ualm-, Kruppelnzim- unu Zeltdächer mit 
einer Oachneigunn von 20 - 42® zulissif. 
Die Dachneigunf ist auf die bestehenae hccnbarbebauunr abzustiamien.

Pultdächer sind nur für un.*/*geordnete Anbauten und Neoengebaude 
zulässig, wenn die»? mlv ae>' Firstseite an ein hauntgebäuoe ance- 
baut werden.

Grünflächen

zu erhaltender Baumbestand

I) Versorgung und Entsorgung

Nebenanlagen« die der Versorgung des Gebietes mit Elektrizität, 
Gas, Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, werden als 
Ausnahme auch außerhalb von Baugrenzen zugelassen.
Badehütten müssen, soweit sie bereits eine Toilette haoen bzw. 
vine Toilette nachträglich eingebaut wird« an den Kanal ange-

•

Die OachfItfC.’^sn 
naturrol'- " ri.

51".
cn;-

-inr.eitlich mit Ton- oder Beconöachsteinen in 
cirzudecxen.

private Grünflächen, von jeglicher zusätzlicher 
Bebauung freizuhalten

cchlossen werden.
Die Muilentsorgung wird durch die zentrale Abfuhr des Landkreises 
sichergestellt.
Niederschlagswasser ist auf dem eigenen Grundstuck zu versicke^»'. 
Im gesamten Geltungsbereich sind MobilFunkanlagen, Sendemasten«

Dachgauben sind nur für Wohngebäude über 35* Dachneigung zulässij 
Es sind nur Einzelgauben mit einer maximalen Außenbreitc v..r i.^ 
und einer Firsthohe von maximal 2.0 • (Uk Fensterstock bis OK 
Gaubenfirst) gestattet- Oachemschnitte Inegativ» Gauben) sind 
unzulassv.

Funkturme etc. unzulässig.

m) Sicherung der Vohnnutzung

vV l >

I 
l

177

te Landratsamt WeHheim-Schonw 
hMmttBewheW vom
Az.: ............eine Verletzung von
Rechtsvorschriften nach § 11 Abs. 3 BauQB 
rücht geltend gemacht.

ünOratsafTrt Weähetns-Schonoeu 
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Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird be- 
stimt, daß zur Sicherung der Zweckbestimmung des Gebietes zur 
Wohnnulzung gegen mißbräuchliche Fremdenverkehrstypische 
Nutzungen (z. 6. Ferienwohnung, Zweitwohnung, Fremdenzimmer

stinnt, daß zur Sicherung der Zweckbestinmung des Gebietes zur * T

c) Gebäudehöhe
fl
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5.

6.

Zahl der Wohneinheiten

2 WE Anzahl der maximal zulässigen Wohneinheiten« 
hier zwei

Bestand:
Bei Um- bzw. Er^.Lzbdumaßnahmcn dürfen die vorhandenen Gebauce- 
höhen d«^ ub®rccnrit^en »erden.

Sonstige Festsetzungen

usw.) die Begründung oder Teilung von Wohnungsei gentum oder Teil*
eigentum (j 1 des Nohnungseigentumsgesetzes * WEG), eines Wohnungs*
erbbaurechts oder Teilerböaurechts (5 30 WEG), eines Dauerwohnrechts 
oder eines Oautrnutzungsrechts ($ 31 WEG) einer (^nehmigunc nach
i 22 BauGB bedarf.

e
i't

8.

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Neubauten:
Bei Neubauten ist die Gebäudonöhc für die Hauptgebäude durch die 
maximal zulässige Anzahl der VollgeschoGe festgelegt.

UnLerceordne^2 Anbauten bis maximal 10 m^ Grundfläche, wie Türm­
chen ecc., dürfen um ein Vollgeschoß hoher werden als der zu­
lässige Kaustyp des Hauptgebäudes.

n) Lärmschutz

Bei Neu*« Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen müssen übergeordnete
Räumlichkeiten (Kinder-, Schlaf-, Wohnziimter u. ä.) mindestens 
ein stehendes, zum Lüften geeignetes Fenster auf einer der 
Staatsstraße abgewandten Seite besitzen.
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GrundriBorientierung zwingend

Flächen für Nebenanlagen

rlachen für Garagen
d)

abzubrechende Gebäude und Obäudeteile

MaBzahl in Meter« z. B. 1,0 m

Hinweise durch Planzeichen

bestehende Haupt* und Nebengebäude

bestehende Grundstucksgrenzen

o—»—»—o

LBG

iSi

e)

aufzuhebende Grundstucksgrenzen

vorgeschlagene Grundstucksgrenzen

landwirtschaftliches Betriebsgebaude

bestehende FlurstüCksnuMaern. z. B. 151

Ein Kniestock über dem letzten Vollgeschoß ist unzulässig (naximal 
eine Doppelpfette von 40 cm gemessen von Oberkante Rohdecke bis 
Unttrkante Sparren an der Außenseite der Außenwand).

Die Oberkante FertigfuBboden EG darf maximal 0«30 m über dem natür­
lichen Gelände liegen.

Widerkehre

Im Rahmen der festgesetzten ßaugrenzen ist die Errichtung von 
Anbauten in Form von Widerkehren an den Traufseiten mdglich. 
Oie Firsthöhe von Widerkehren muß mindestens 0,50 m unter der 
Hauptfirstlinie liegen. Oie Giebelbreite der Widerkehr darf 
maximal 1/3 der jeweiligen Trauflänge betragen.

Äi^re Gestaltung der Gebäude

Fassaden sind zu verputzen und in lichten Farbtönen (nicht 
reinweiB) zu streichen. Fassadenverkleidungen sind nur als 
Holzmantel zulässig.
jie Verwendung von Kunststoffen« Metallen und zementgebundenen 
Platten« Stro^atten, Glasbausteinen oder ähnliches für Balkon­
brüstungen, vorgebaute Windfange« Turvordächer, Slchtschutzwande 
vnd Fassadenverkleidungen sind unzulässig.

D.

I.

2.

3.

Hinweise durch Text

Schnee1asth1nveis

115 KpV

Erschließung I'

Sämtliche Gebäude sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage
anzuschließen.
Die anfallenden Abwasser sind der Kanalisation zuzufuhren.
Sämtliche Versorgungsleitungen sind zu verkabeln.
Kabelverteilerschränke sind vorderfrontbundig in die Umzäunung 
zu ' * ’ ................... ■ *
ordnen.

integrieren oder in Mauernischen bzw. Ecken unauffällig anzu-

See- und Grundwasserstand

Auf See- und Grundwasserstände wird hingewiesen (wasseraichte
Ausführung der Kellergeschoße).
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